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Friedhofsordnung der Gemeinde Wülknitz für den  

Friedhof in Tiefenau 
 

 

Aufgrund von § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 18.März 2003 (SächsGVBl. S.55, ber. S. 159), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130), in Verbindung mit § 7 Abs. 1 des 

Sächsischen Gesetzes über das Friedhofs- , Leiche- und Bestattungswesen (Sächsisches 

Bestattungsgesetz – SächsBestG) in der Fassung vom 08.Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1321) zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 27.01.2012 (SächGVBl. S. 130), hat der Gemeinderat Wülknitz in 

öffentlicher Sitzung am 04.03.2013 nachfolgende Satzung erlassen : 
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                                        1. Allgemeine Vorschriften 
 

§  1   Öffentliche Einrichtung 
 

(1)  Die Gemeinde Wülknitz (Friedhofsträger) betreibt den Friedhof Tiefenau als öffentliche  

Einrichtung. 

 

(2)  Sie dienen der Bestattung verstorbener Gemeindeeinwohner sowie auf Antrag eines 

Gemeindeeinwohners, bei dessen besonderem berechtigten Interesse, auch der Bestattung einer 

sonstigen verstorbenen Person. Die Bestattung einer anderen in der Gemeinde verstorbenen 

oder tot aufgefundenen Person ist außerdem zuzulassen, wenn diese keinen festen Wohnsitz 

hatte, ihr letzter Wohnsitz unbekannt ist, ihre Überführung an den früheren Wohnsitz 

unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen würden oder wenn Gründe der öffentlichen 

Sicherheit oder Ordnung eine Bestattung in der Gemeinde erfordern. 
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(3)   Auf Antrag können auch Einwohner anderen Gemeinden bestattet werden. 

 

 

§  2   Verwaltung 

 

(1)   Die Verwaltung des Friedhofes obliegt der Friedhofsverwaltung. 

 

(2)   Die Friedhofsverwaltung ist für eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung und  

       Nutzung der Friedhofsfläche verantwortlich. 

 

(3)   Die Friedhofsverwaltung führt zur Sicherung des ordnungsgemäßen Betriebes die nachfolgend    

aufgeführten Unterlagen: 

 a)   Friedhofskataster 

 b)   Grabnummer 

 c)   Name und Daten des Verstorbenen 

 d)   Name und Anschrift des Nutzungsberechtigten, sowie die Termine Erwerb und  

       Ablauf des Nutzungsrechtes. 

 

§  3   Begriffsbestimmung 

 
Nutzungsberechtigter einer Grabstätte, ist die Person, die die Nutzungsrechte an der Grabstätte 

von der Gemeinde Wülknitz erworben hat. 

Die Grabstätte bleibt Eigentum der Gemeinde Wülknitz. 

 

 

                                          2. Ordnungsvorschriften 

 
§  4   Öffnungszeiten 

 

(1) Der Friedhof ist ganzjährig von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang für den Besucher  

            geöffnet. Maßgeblich sind im Zweifel die kalendarischen Zeitangaben. 

(2)  Sonderregelungen können durch die Friedhofsverwaltung getroffen werden. 

Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten des Friedhofes oder 

einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 

 

 

§  5   Verhalten auf dem Friedhof 
 

(1)   Jeder Friedhofsbesucher hat sich der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. 

       Den Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

 

(2)   Kinder unter 7 Jahren ist das Betreten des Friedhofes nur in Begleitung  Erwachsener  

  gestattet. 

 
(3)   Auf dem Friedhof ist untersagt: 

 

 a)  Tiere mitzuführen (ausgenommen Blindenhunde), 

 b)  die Wege mit Fahrzeugen aller Art, insbesondere auch mit Fahrrädern 

     zu befahren. Ausgenommen sind Kinderwagen, Kranken- und  

     Behindertenfahrstühle, sowie die von der Gemeinde zugelassenen Fahrzeuge. 

c)  ohne Genehmigung der Gemeinde Druckschriften zu verteilen, es sei denn, sie dienen der   

     Durchführung von Trauerfeiern.  

     Sonstige Waren aller Art feilzubieten oder anzupreisen, gewerbliche oder  

      sonstige Leistung anzubieten, 
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d)  während einer Bestattung oder Trauerfeier störende Arbeiten in der  

Nähe zu verrichten, zu rauchen, spielen, lärmen, pfeifen, singen, betreiben von  

Rundfunkgeräten und sonstigen Tonwiedergabegeräten, 

 e)  Abraum und Abfälle außerhalb dafür bestimmten Stellen abzulegen. 

 f)  Grabbeete und Grabhügel unbefugt zu betreten. 

 g)  Der Örtlichkeit nicht entsprechende Gefäße (z.B. Konservendosen,  

       Einmachgläser, Flaschen u. ä. Gegenstände) auf den Gräbern  

aufzustellen, sowie solche Gefäße und Gießkannen zwischen den Gräbern zu   

hinterstellen. 

h)   Fremde Grabstätten ohne Erlaubnis der Gemeinde und ohne  

Zustimmung des Grabnutzungsberechtigten zu fotografieren. 

i) Wasser zu anderen Zwecken als zum Zwecke der Grabpflege zu entnehmen 

            j) Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu  

privaten Zwecken 

 

 

3. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 

§  6   Ausgrabungen und Umbettung 
 

(1)  Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

 

(2)  Ausgrabungen und Umbettungen bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung des 

Gesundheitsamtes. 

 

(3) Ausgrabungen und Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der  

sonstigen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die 

Zustimmung wird bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt. 

 

(4) Alle Ausgrabungen bzw. Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt ist bei 

Umbettung der jeweilige Nutzungsberechtigte. 

 

(5) Alle Ausgrabungen bzw. Umbettungen werden von einem durch den Antragsteller 

beauftragten Bestattungsunternehmen durchgeführt. Die Friedhofsverwaltung bestimmt im 

Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt den Zeitpunkt der Ausgrabung bzw. Umbettung. 

 

(6) Der Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeit wird durch eine Ausgrabung bzw. Umbettung nicht  

unterbrochen oder gehemmt. 

 

(7) Leichen oder Aschen zu anderen als Umbettungszwecken wieder auszugraben, bedarf einer  

richterliche oder behördliche Anordnung. 

 

 

§  7   Ruhezeit 
  

Die Ruhezeit für Leichen beträgt 25 Jahre. Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre. Bei Leichen und 

Aschen Fehl- und Totgeborener, sowie Kindern, die vor Vollendung des zweiten Lebensjahres 

gestorben sind, beträgt die Mindestruhezeit 10 Jahre. § 6 Abs. 6 SächsBestG findet Anwendung. 
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                                                   4. Grabstätten 
 

§  8   Grabstätten / Art der Grabstätten 
 

(1)   Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen können Rechte nur  

  nach dieser Satzung erworben werden. 

 
(2)   Die Anlage der Grabstätten richtet sich nach dem Friedhofs- (Belegungs-)plan, der bei  

der Friedhofsverwaltung während der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden kann. In 

ihm sind die einzelnen Grabstätten fortlaufend nummeriert.  

 
(3)   die Grabstätten werden unterschieden in: 

 

1.1. Reihengrabstätten 

1.2. Walgrabstätten als ein oder zweistellige Grabstätte 

1.3. Urnengrabstätte als Reihen – und Wahlgrabstätten  

1.4. Wiesengräber 

 

 

 

zu 3.1.1. Reihengrabstätten 

 

a) Reihengrabstätten sind Grabstätten ( Einzelgräber ) für Erd- und Urnenbestattungen, die der 

Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden schriftlich 

zugeteilt werden. 

b) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bzw. eine Asche bestattet werden. 

 

zu 3.1.2.  Wahlgräber 

 
a) Wahlgräber sind Einzel-, Doppelgrabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein 

Nutzungsrecht für mindestens die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) begründet und deren 

Lage im verfügbaren Rahmen gemeinsam mit dem Erwerber bestimmt wird. Der 

Nutzungsberechtigte erhält eine Graburkunde. Ein Anspruch auf den Erwerb besteht nicht. Die 

Verlängerung der Nutzungszeit kann auf Antrag vereinbart werden. 

 
b) Der Nutzungsberechtigte hat das Recht, im Wahlgrab bestattet zu werden und  

Mitglieder seiner Familie (Ehegatte, eingetragene Lebenspartner, Kinder, Eltern und 

Geschwister sowie eingetragene Lebenspartner)  darin bestatten zu lassen. Ausnahmsweise 

kann der Friedhofsträger auch die Beisetzung anderer Personen zulassen.  

 
c) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerb für den Fall seines Ablebens 

aus dem in Absatz b) Satz 1 genannten Personenkreis Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen 

und ihm das Nutzungsrecht durch eine im Zeitpunkt seines Todes wirksam werdende 

Verfügung übertragen. Wird bis zu seinem Tod kein derartige oder eine unwirksame 

Bestimmung getroffen, so geht das Nutzungsrecht auf die in Absatz b) genannten Angehörigen 

in der dort genannten Reihenfolge über. Sollte eine Übertragung des Nutzungsrechts an den 

genannten Personenkreis nicht möglich sein, geht das Nutzungsrecht auf Enkelkinder, in der 

Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, auf sonstige Verwandte bis zum 3. 

Grad bzw. auf die nicht im vorgenannten Personenkreis fallenden Erben über. Bei mehreren 

gleichrangigen Angehörigen erwirbt es der Älteste. Die Graburkunde wird vom 

Friedhofsträger entsprechend umgeschrieben. 

 
d) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht auch durch Rechtsgeschäfte unter 

Lebenden nur auf die in Absatz b) Satz 2 genannten Angehörigen übertragen. Die Übertragung 
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ist dem Friedhofsträger anzuzeigen, der dann die Graburkunde umschreibt. Im Übrigen gelten 

hierfür die Bestimmungen des Absatzes c) entsprechend. 

 

e) Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an (teil) belegten Grabstätten 

erst nach Ablauf der letzen Ruhezeit verzichtet werden. Der Verzicht kann sich nur auf die 

gesamte Grabstätte beziehen. Er ist dem Friedhofsträger unter Vorlage der Graburkunde 

schriftlich zu erklären.  

 

zu 3.1.3.   Urnengrabstätten 

 

a) Urnenwahlgrabstätten sind Urnenstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für  

 die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. 

 

b) Urnenreihengrabstätten sind Aschenstätten, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall auf 

die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung abgegeben werden. 

 

c) Eine Urnenbeisetzung ist dem Friedhofsträger vorher rechtzeitig anzumelden. Bei der 

Anmeldung sind die standesamtliche Urkunde und die Bescheinigung über die Einäscherung 

vorzulegen. 

 

d) Soweit sich aus gesetzlichen Bestimmungen oder dieser Satzung nichts anderes ergibt, 

gelten die Vorschriften über Wahlgräber für Urnenwahlgräber entsprechend.  

 

zu 3.1.4. Wiesengräber 

 

a) Wiesengräber sind Urnengrabstätten, die der Reihe nach belegt und mit einer Namensplatte 

(50 x 40 cm) versehen werden, die bodengleich eingelassen wird. 

b) Ein Schmücken der Grabstelle durch Blumen etc. ist bei dieser Grabart nicht vorgesehen. 

c) Die Pflege der Gräber erfolgt durch den Friedhofsträger. 

 

 

 

                                               5. Gestaltung  

 
§  9   Pflege und gärtnerische Gestaltung der Grabstätten 

 

(1) Die Grabstätten sind in einem würdigen Zustand zu unterhalten. 

 

(2) Drei Monate nach der Bestattung bzw. der Verleihung des Nutzungsrechtes ist die  

Grabstätte würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu erhalten. Es 

dürfen nur geeignete Gewächse verwendet werden, die die benachbarten Gräber und eine 

spätere Wiederverwendung der Grabstätte nicht beeinträchtigen  

 

(3)  Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der 

Nutzungsberechtigte auf schriftliche Aufforderung durch die Friedhofsverwaltung die 

Grabstätte innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 

Ist der Verfügungsberechtigte nicht bekannt, nicht ohne weiteres zu ermitteln oder nicht 

rechtzeitig erreichbar, genügt eine öffentliche Bekanntmachung und 1monatiger Hinweis auf 

der Grabstätte. Wird die Aufforderung nicht befolgt, können Reihengrabstätten und 

Urnenreihengrabstätten von der Friedhofsverwaltung abgeräumt, eingeebnet und eingesät 

werden. Bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten kann die Gemeinde Wülknitz  in diesem 

Fall die Grabstätten auf Kosten des jeweiligen Nutzungsberechtigte in Ordnung bringen lassen 

oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. Vor dem Entzug des Nutzungsrechts 

ist der jeweilige Verfügungsberechtigte noch einmal schriftlich aufzufordern, die Grabstätte 
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unverzüglich in Ordnung zu bringen. Ist er nicht bekannt, nicht ohne weiteres zu ermitteln oder 

nicht rechtzeitig erreichbar, hat noch einmal eine entsprechende öffentliche Bekanntmachung 

und ein entsprechender 1monatiger Hinweis auf der Grabstätte zu erfolgen. In dem 

Entziehungsbescheid ist der jeweilige Nutzungsberechtigte aufzufordern, das Grabmal und die 

sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von 3 Monaten seit Unanfechtbarkeit des 

Entziehungsbescheides zu entfernen. Der Verfügungsberechtigte ist in den schriftlichen 

Aufforderungen, der öffentlichen Bekanntmachung und dem Hinweis auf der Grabstätte  auf 

die für ihn maßgeblichen Rechtsfolgen hinzuweisen. 

 

 

 

                                                        6. Grabmale 
 

§  10   Gestaltung der Grabmale 

 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen auf Grabfeldern unterliegen in ihrer Gestaltung und 

Bearbeitung keinen besonderen Anforderungen. Sie dürfen die Grenzen der Grabflächen nicht 

überschreiten und müssen sich in der Gestaltung der Umgebung anpassen. 

 

 

 

§  11   Standsicherheit  der Grabmale 

 
Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemeinen anerkannten Regeln des 

Handwerks insbesondere entsprechend den Richtlinien des Bundesinnungsverbands des Deutschen 

Steinmetz-, Stein und Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von 

Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie 

dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 

senken können. Satz 1 gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend.   
 

 

 

 

§  12   Verkehrssicherungspflicht für Grabmale 

 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem Zustand 

zu halten. Sie sind zu überprüfen oder überprüfen zu lassen. Verantwortlich ist der 

Nutzungsberechtigte. 

(2) Scheint die Standsicherheit eines Grabmals, einer sonstigen baulichen Anlage oder von Teilen 

davon gefährdet, ist der Nutzungsberechtigte verpflichtet, unverzüglich die erforderliche 

Maßnahmen zu treffen. 

(3) Bei Gefahr in Verzug kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der Nutzungsberechtigten 

Sicherungsmaßnahmen treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher 

Anordnung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist 

beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung dazu auf Kosten des Nutzungsberechtigten berechtigt. 

Sie kann das Grabmal oder Teile davon entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist verpflichtet, 

diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt bzw. 

nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung durch ein 

Hinweisschild an der Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

(4) Die Gemeinde Wülknitz überprüft entsprechend der jeweils geltenden 

Unfallverhütungsvorschriften unabhängig von Abs. 1 die Standsicherheit der Grabmale. 
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                                                7. Friedhofsgebäude 

 
§  13   Feierhalle / Trauerhalle 

 

(1) Die Feierhalle auf dem Friedhof kann für Trauerfeiern, Gedenkfeiern oder ähnliche 

Veranstaltungen genutzt werden. 

(2) Ort, Zeitpunkt und Dauer der Benutzung der Feierhalle werden von der Friedhofsverwaltung 

im Einvernehmen mit dem Antragsteller bzw. dem in seinem Auftrag handelnden Dritten (z.B. 

dem Bestattungsunternehmen) festgelegt und genehmigt. 

(3) Trauerfeiern sind so abzuhalten, dass das sittliche Empfinden der Allgemeinheit oder das 

religiöse Empfinden der Kirchen oder der Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften 

oder ihrer Mitglieder durch Reden, Darbietungen und Musikstücke nicht verletzt wird. 

(4) Alternativ kann, auch bei nicht konfessionsgebunden Verstorbenen, die Schlosskirche für 

Trauerfeiern genutzt werden. 

 

 

8. Schlussvorschriften 

 
§  14   Haftung 

 
Die Gemeinde Wülknitz haftet nicht für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung des Friedhofs 

sowie seiner Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. 

 

§  15   Ausnahmen 
 

Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen von Regelungen dieser Satzung erteilen. 

 

§  16   Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Abs. 1 Nr. 1 SächsGemO handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig  

 

1.1. entgegen § 3 die bekannt gegebenen Öffnungszeiten missachtet oder entgegen einer 

Anordnung des Friedhofsträgers den Friedhof betritt, 

1.1. den Bestimmungen des § 4 über das Verhalten auf dem Friedhof  

zuwiderhandelt, 

1.2. entgegen § 5 Ausgrabungen und Umbettungen ohne vorherige Zustimmungen 

vornimmt 

1.3. entgegen § 9 Satz 2 die zulässigen Maße der Grabmale nicht einhält 

 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeit ist 

die Gemeindeverwaltung Wülknitz (Friedhofsträger). 

 

 

 

§  17   Gebühren 
 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden 

Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 
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§  18   Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 

die Benutzung des Friedhofs Tiefenau vom 18.06.2012 außer Kraft. 

 

Wülknitz, den 04.03.2013 

 

 

Clauß 

Bürgermeister  


